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In dem Rechtsstreit
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Beklagte und Revi‘sionsbeklagtéo
»;

Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne‘

mündliche Verhandlung am 300 Januar 1968 durch

Senat5präsident B r a c k m a n n

_
-Vorsitzender-„ .—‘

Bundesriehter
. Dr„ B a r e s e l

4
und

»Bundesrichter Drc K a i s e r„
;

Bundessozialrichter Dro E b e r l e g und

Bundessozialrichter D r e w 5
{t ”

‘ „ _ 1

l
für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—

geriehts für das Saarland vom 110 Mai 1965 wird

zurückgewiesen° ' ' ‘ ?

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°
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Der Kläger war nach seiner Entlassung aus dem Wehrdienst im

Jahre 1943 als Schlosser im Reichsbahnausbesserungswerk

Saarbrücken-Burbach tätig° Er war Mitglied der Werkfeuer—

wehr dieses Betriebso
1

‘ {

Am 1° Dezember 1944 wurde diese nach einem Luftangriff auf

'Neunkirchen-Saar zur Brandbekämpfung am dortigen Bahnhof

eingesetzt; in dessen Nähe war infolge eines Bombentreffers

ein Munitionszug in die Luft geflogen„ Wegen der EXplosion5w

gefahr wurde die Werkfeuchehr von der Brandstclle zurück“

gezogen„ Als der Kläger hierbei einem Löschfahrzeug mit

Hilfe einer Signallampe den Weg durch die Bombentrichtcr

wies, traf ihn ein von dem Fahrzeug hochgeschleudcrter

Stein am rechten Unterschenkel und verursachte eine stark

blutende Rißwunde„ Al

Am 18„ November 1945 erstattete das Reichsbahnausbesserungs»

werk Saarbrücken—Burbach UnfallanZéige° Es teilte der

Reichsbahnunfallversicherungsbehörde, Bezirk Saarbrücken,

am 20° Dezember 1945 auf deren Anfrage mit‚ daß der Kläger

durch die Unfallfolgen in seiner Leistungsfähigkeit nicht

beeinträchtigt sei und seinen Dienst verrichte; seine An—

gaben, daß die Wunde noch nicht richtig verheilt sei, „}
seien glaubhaft° Eine Entscheidung seitens des

Unfallver—

sicherungsträgers erging nicht„

1

' - ä ‚ - _1
Mit Schreiben vom 220 Januar 1958 beantragte der Kläger,

seinen Unfall vom Jahre 1944 als Arbeitsunfall anzuer-

kenneno Die Bundesbahndirektion Saarbrücken — als Ausfüh—

rungsbehörde für Unfallversicherung — empfahl ihmJ Antrag

beim Versorgungsamt zu stellen9 weil der Unfall höchstwahr»

soheinlich nach der Personenschädenverordnung vom log Novem"

ber 1940 zu entschädigen sei°
x
1
3
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Das Versorgungsamt Saarbrücken lehnte den Antrag des Klägers

auf Versorgung durch Bescheid vom 120 März 1959 wegen Frist-

versäumnis abo Das Landesversorgungsamt Saarland wies den

Widerspruch am 270 April 1959 zurück° Hierauf erhob der Klä-

ger beim Sozialgericht (SG) für das Saarland Klage mit dem

Antrag festzustellen, daß es sich bei dem Unfallereignis

vom 1„ Dezember 1944 nicht um einen Personensehaden im Sinne
der Personenschädenverordnung vom 10„ November 1940 handele;

werde der Unfall, wenn das SG antragsgemäß entscheide‚ als—

dann von der Bundesbahn als Arbeitsunfall anerkannt, stehe

ihm nämlich eine Lohnsicherung zu°
Auf/Anfrage

des SG teilte

das Bundesbahnausbesserungswerk Saarbrücken—Burbach am 60

Dezember 1960 mit, daß der Kläger bis zum heutigen Tag Mit-

glied der Werkfeuerwehr sei und in dieser Eigenschaft wäh-

rend des Krieges gleichzeitig dem Werkluftschutz angehört

haben Der Kläger legte eine Bescheinigung des
Bundesbahnamt-

manns Gintzcl vom 290 April 1961 vorc Dieser bestätigte als

ehemaliger Wehrführer der Werkfeuerwehr des Reichsbahnaus-

besserungswcrks SaarbrückennBurbaeh den Unfallhergang sowie,

daß auf seine Veranlassung seinerzeit Unfallanzeige erstattet

werden sei; die Werkfeuerwehren seien zur Bekämpfung von
Bränden auf Bahngebiet eingesetzt worden und hätten der Be—

fehlsgewalt des Bahnbevellmäehtigten und nicht dem öffent—

lichen Luftsehutz unterstandeno Das Landesversorgungsamt

Saarland verzichtete durch Schriftsatz vom 11[ April 1961

auf den Einwand der Fristversäumnis und erkannte an, daß

der Kläger den Unfall in Ausübung der Luftschutzdienst—

pflieht erlitten habe; im übrigen beantragte es9 die Klage

abzuwcisen, weil beim Kläger ein anlagebedingtes Krampfader—

leiden vorliege und dessen Verschlimmerung durch den Unfall

- es müsse angenommen werden, daß durch die Unfallverletzung

eine Krampfader geplatzt sei — durch ärztliche Behandlung

behoben werden sei„ Das SG für das Saarland wies durch Ur—
teil vom 4„ Mai 1961 die negative Feststellungsklabe ab‚
weil das Anerkenntnis des beklagten Saarlandes zutreffez//

-)}-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Bezirksleitung Saarland der Bundesbahnausführungsbe—

hörde für UnfallVersicherung verneinte aus demselben Grund

durch Bescheid vom 5° Dezember 1961 einen Arbeitsunfall;
sie verwies außerdem auf © 54 des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG)„
_

f
\

’ - _
l

Das SG für das Saarland hat durch Urteil vom 120 September
1963 die Klage abgewiesen„ Zur Begründung hat es ausgeführt;

Nach der amtlichen Auskunft der Bundesbahn vom 6, Dezember

1960 sei der Kläger während des Krieges als Mitglied der

Werkfeuerwehr gleichzeitig dem Werkluftschutz unterstellt

gewesen, Den Unfall vom 1, Dezember 194% habe er im Luft—

schutzdienst erlitten, weil der damalige Einsatz der Werk-

feuerwehr durch einen unmittelbar vorausgegangenen Duft—

angriff auf das Bahnhofsgelände in Neunkirchen, somit durch

die Eigentümlichkeit des Krieges bedingt gewesen sei, An-

spruchsgrundlage seien somit die @@9, 12 a der 1, Durch-

führungsverordnung (DVG) zum Luftschutzgesetz° Der Schutz

der gesetzlichen-Unfallversicherung sei nach @ 541 Nr, 9

der Reichsversicherungsordnung (idF vor dem Inkrafttreten

des Unfallversicherungsneuregelungsgeset2es —RVO- aF) aus«
geschlossen°

!

DasLandessozialgericht (LSG)für das Saarlandhat durch
Urteil vom 11° Mai 1965 die Berufung des Klägers zurück-

gewiesen° Es hat sich die Begründung des SG zu eigen ge-

macht und hierzu noch ausgeführt, daß nach 5 22 der 1, DVD

zum Luftsehutzgesetz die Reichsbahn in eigener Zuständig—

keit Luftschutzmaßnahmen vorgenommen und hierzu ihre Be—

diensteten herangezogen habe, Eine Heranziehung zum Luft-

schutzdienst habe praktisch bereits vorgelegen, wenn ein

Bahnbediensteter mit Luftschutzmaßnahmen betraut gewesen

sei„ Selbst wenn der Kläger den Unfall nicht als Luft-

schutzdien$tpflichtiger‚ sondern als Betriebsangehöriger

erlitten habe, sei allein die Personenschädenverordnung

vom 100 November 1940 maßgebend, weil der Schutz der ge»

sotzlichen UnfallvérSicherung dureh % 541 Nr, 9 EVO 3? aus“
geschlossen sei„ Dasselbe gelte nach @ 54 BVG°
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Das LSG hat die Revision zugelassen,

Der Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt und es durch

seine Prozeßbevollmächtigten im wesentlichen wie folgt bc-

gründetz

Der zuständige Einsatzleiter der Werkfeuerwehr habe am Un—

falltag den Befehl zum Einsatz nicht als Luftschutzleiter,

sondern als Leiter der Werkfeuerwehr gegeben, Zwar Spreche

. nach der in S 22 der 1„ DVD zum Luftschutzgesetz getroffe—

nen Regelung eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür, daß

die Heranziehung der Werkfeuerwehr unmittelbar Vom Dienst-

herrn ohne Zwischenschaltung öffentlicher Luftschutz- oder

Polizeibehörden vorgenommen werden sei, Es sei aber nicht

ausgeschlossen, daß der Einsatz der Werkfeuerwehr "wie" bei
einem allgemeinen Brand angeordnet werden sei; dies habe

pdoch zur Folge, daß ein Arbeitsunfall vorliegeo Darüber,
auf welche Weise der Befehl zum Einsatz zustandegekommen

sei, habe das LSG keinen Beweis erhoben° Überdies sei

der Kläger zur Brandbekämpfung und damit zum "eigentlichen"

Luftschutzdienst gar nicht eingesetzt gewesen, so daß auf

jeden Fall ein an5pruchsbegründender Tatbestand nach Ver-

sorgungsrecht nicht vorliegeo Dafür, daß es sich um

keinen Luftschutzeinsatz gehandelt habe, spreche auch der

Umstand, daß der Arbeitgeber Unfallanzeige erstattet habe;

die Vorgänge und Hintergründe des Einsatzes vom 10 Dezem-

ber 1944 seien damals allen Beteiligten noch gegenwärtig

gewesen° Dem Kläger müsse seine Behauptung_geglaubt
,

werden, daß er nie zum Luftschutzdienst herangezogen wor—

den sei und insbesondere niemand ihm bei dem Einsatz am

10 Dezember 1944 gesagt habe, er unterliege der Luft—
sehutzdienstpflichto Daraus sei aber zu schließen, daß

die Werkfeuerwehr immer nur als solche und nicht zu
Zwecken des Luftschutzes verwendet werden sei, Dies er-

gebe sich auch aus der Bescheinigung des
Bundesbahhamt—

manns Gintzel vom 29; April 1961° Dieser habe die Werke

feuerwehr immer als solche und nicht im Sinne des öffent-

_/

t.6_ ‚//
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lichen Luftschutzes eingesetzt; jedenfalls sei dies die

rechtliche Überzeugung des betroffenen Personals gewesen°

Die Beklagte hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Erstattung der Unfallanzeige habe lediglich der Prüfung

der - von der Ausführungsbehörde für Unfallversicherung zu
entscheidenden — Frage gedient, ob ein Arbeitsunfall vor-

liege° 3 ' '
|

Der Kläger beantragta

unter Aufhebung der Entscheidungen der vor—

instanzen und des Bescheides der Beklagten

diese zu verurteilen, den Unfall Vom 10 De—

zember 1944 als Arbeitsunfall zu entschädi—

gen„

Die Beklagte beantragt,

.die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt° '

' II

Der Senat hat durch Urteil ohne mündliche Verhandlung

entschieden; die Voraussetzungen des @ 124 Absc 2 des
Sozialgerichtsgesetzes (SSG) liegen vor°

Die Revision ist nicht begründete

Mit Recht hat das Berufungsgericht geprüft, Ob vorliegen—

denfalls @ 54 BVG anzuwenden ist° Der Unfall des Klägers

hat sich zwischen dem 1° Januar 1942 und dem 8„ Mai 1945

ereignet; ist er eine gesundheitsschädigende Einwirkung

_?
,

'- ...7-
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im Sinne des 5 1 BVG, so besteht Anspruchsberechtigung allein

nach dem BVG, selbst wenn das Unfallereignis auch ein Unfall

im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung ist (BSG 23,79)„

Nach Art(! I @ 1 des Gesetzes zur Einführung des Bundesversor-

gungsgesetzes im Saarland vom 16„ August 1961 (BGBl I So 1292)

ist dieses Gesetz hier mit Wirkung vom 1° Juni 1960 eingeführt

werden° Es hat also zur Zeit der Bescheiderteilung bereits ge—

golten, so daß es von der Beklagten mit Recht angewendet worden

ist,

Zwar hat das Saarland bindend anerkannt, daß der Kläger den

Unfall vom 1, Dezember 1944 in Ausübung des Luftschutz-

dienstes erlitten hat, Ungeachtet dessen kann jedoch, wie

der erkennende Senat im Urteil vom 26° Mai 1966 (2 RU 115/65)

entschieden hat, der Anspruch auf Unfallentschädigung geltend

gemacht werden, weil dieser Anspruch durch © 54 BVG nur aus—

geschlossen wird, wenn das Unfallgeschehen sachlich-rechtlich

allein einen Anspruch nach dem BVG begründeto Ist allerdings

das Unfallereignis eine gesundheitssehädigende Einwirkung im

Sinne des 5 1 BVG, so bedarf, wie der Senat in diesem Urteil

ferner ausgesprochen hat, die Frage, ob es auch ein Arbeits-

unfall im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung ist,

keiner Prüfung mehr, weil nach @ 54 BVG nur die Vorschriften

dieses Gesetzes maßgebend sind°

Eine schädigende Einwirkung im Sinne des @ 1 BVG liegt vor,
weil der Kläger bei der Ausübung militärähnlichen Dienstes

(@@1, 3 BVG) verletzt worden ist° Als der Kläger den Un—

fall erlitt, hat er Dienst im Luftschutz geleistet (@ 3 Abs 1

Buchstabe e BVG)° Wie sich aus der Begründung zum Entwurf

des BVG (Bundesversorgungsbl° 1951, 48) ergibt, soll durch
diese Vorschrift demselben Personenkreis Versorgung ge-

währt werden, der nach dem bis zum 8, Mai 1945 geltenden
Recht Anspruch auf Versorgung gehabt hätte, Im Zeitpunkt

des Unfalls des Klägers galt die 10 DVD zum Luftschutzge—

setz idF der 9° Änderungsverordnung zum Luftschutzrecht

-8-
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vom 31„ August 1943 (BGBl I So 499, 507)° Der 8„ Senat des
Bundessozialgcrichts (BSG) hat entschieden (SOZR Nr„ 17 zu
@ 3 BVG), daßder durch 5 5 Abs„ 1 Buchst° 0 BVG geschützte
Dienst seine Rechtsgrundlage in den Vorschriften der 10 DVO

zum Luftschutzgesetz über die Heranziehung zum Luftschutz-

dienst haben muß° Nach deren @ 22 führte die Deutsche Reichs«

bihn in ihrem Geschäftsbereich Luftschutzmaßnahmen nach den

Weisungen ihrer obersten Behörde durch„ Die Heranziehung

der Bahnbediensteten zu Dienstleistungen im bahneigeneh

Luftschutz, die nach 5 9 Abs° lfür den allgemeinen Luft-

schutz durch die ordentlichen Polizeibehörden zu erfolgen

hattep War nach @22 Abs„ 1 Satz 3 in sinngemäßer Anwendung
des @ 9 Abs„ 2 durch den zuständigen Betriebsluftschutz—

leiter der betreffenden Reichsbahnbehörde vorzunehmeno So-

weit das Reichsbahnpersonal zur Durchführung von Luftschut2n

maßnahmen nicht'ausreichte, konnten sonstige luftschutz—

dienstpflichtigc Personen als Ergänzungskr2fte durch die

ordentlichen Polizeibehörden verpflichtet werden (© 22 Absc

})° Wie auch die Revision nicht in Abrede stelltg gehörten
die Mitglieder der Werkfeuerwehr des Reichsbahnausbesserungse

werks Saarbrücken—Burbach während des Krieges zugleich dem

Werkluftschutz an„ Daraus ergibt sich aber, daß - wie die

Vorinstanzen mit Recht angenommen haben — die Angehörigen

der Werkfeuerwehr und somit auch der Kläger durch die Reich8w

bahn allgemein zum bahneigenen Luftschutzdienst gemäß 5 22

Abs° 1 Satz 3 iVm @ 9 Abs° 2 herangezogen waren„ Ob sie im
jeweiligen Einsatzfall als Werkfeuerwehr oder im Luftschutzw

dienst tätig waren, bestimmte sich nach dem Zweck des Ein—

satzes° Man würde den Dingen Gewalt antun, wollte man, wie

(ie Revision dies fordert. jeweils darauf abstellen‚ ob der

den Einsatz der Werkfeuerwehr anordnende Beamte dieser den

Befehl zum Eingreifen in dieser Eigenschaft oder als Ein-

satzgruppe des bahneigenen Luftschut2es erteilt hat„ Im

Zweifel ist angesichts der in der Regel gegebenen Dringlich»

keit des Einsatzes zu vermuten, daß bei der Anordnung zum
Ausrücken der Werkfeuerwehr Überlegungen dieser Art nicht

angestellt werden sind„ Da der am 10 Dezember 1944 der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..9-

WerkfeuePWGhr erteilte Befehl zum Einsatz die Beseitigung der

unmittelbaren Folgen eines Luftangriffs auf Reichsbahngelände

bezweckte„ wurde die Werkfeuerwehr in Durchführung einer

Aufgabe des — bahneigenen - Luftschutzes tätig (@ 1 Satz 2

iVm @ 22)°

Der Kläger ist bei Ausübung des Luftachutzdienstes verun-
glückt° Entgegen der Meinung der Revision umfaßte die Be-

kämpfung von Luftangriffsschäden ($ 1 Satz 2) nicht nur
die Brandbekämpfung‚ sondern alle damit zusammenhängenden

Maßnahmen, somit auch die Hin— und Rückfahrt zum Einsatz—

ort° Da der Kläger aufgrund seiner - allgemeinen — Heran-

ziehung zum Luftschutzdienst eingesetzt gewesen ist, ist

es ohne rechtliche Bedeutung, daß er die Verletzung sich

an einem Ort zugezogen hat, an dem er als Mitglied der

Werkfcucrwehr den Unfall ebenfalls hätte erleiden können
(ähnlich BayLVAmt, BayeroAMBl„ 1952, Teil B, S„ 159)°

Hat der Kläger am 1„ Dezember 1944 infolge Luftschutz-
dienstes einen Körperschaden erlitten, so hatte er nach

5 22 Abs„ 1 Satz 3‚ $ 12 a der l° DVG zum Luftschutzge-

setz Anspruch auf Fürsorge und Versorgung nach Maßgabe

der Verordnung über die Entschädigung von
Personenschä—

den (Personenschädenverordnung) idF der Bekanntmachung

vom 10° November 1940 (BGBl I S. 1482)„ Über einen ent-

sprechenden Antrag hätte das zuständige Versorgungsamt

zu entscheiden gehabt_(@ 12 der Personenschädenverord—

nung)° Aus @ 22 Abs° 4 der 1° DVO zum Luftschutzgesetz

ergibt sich nichts Gegenteiligeso Nach dieser Bestimmung

waren Vergütungen und Entschädigungen nach den @@ 12 und

15 dieser Verordnung zwar von der Reichsbahn zu zahlen„

Hier handelte es sich aber, anders als bei der in 5 12 a

geregelten Versorgung‚ um die Gewährung von Barvergütun—

gen‚ freier Unterkunft‚ Verpflegung und Bekleidung oder

entsprechender Entschädigung und um den Ersatz Von Sach—

schäden infolge Teilnahme am Luftschutzdiensto In 5 22

-10-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..10-

Abs° 1 Satz 3 ist ausdrücklich auf 5 12 a und die dort ge-
regelte Versorgung bei Luftschutzdienstbesohädigung verwie-

sen° Da, wie bereits erwähnt„ an die Stelle dieser Bestimmung

nunmehr die 55 1, 5 Abs„ 1 Buchst° 0 BVG getreten sind„ ohne
daß sich an den Anspruchsvoraussetzungen etwas geändert hat3

ist nach 5 54 BVG ein etwaiger Anspruch des Klägers auf Ent—
schädigung nach den Vorschriften des 5„ Buches der RVO aus—

geschlossen° ‘ " ’

Dies gilt auch für die Zeit vor dem Inkrafttreten des BVG im

Saarland, als dort noch die bis zum Zusammenbruch Deutschlands

geltenden, durch saarländisches Recht teilweise geänderten

— im einzelnen bereits erläuterten, soweit sie nach Sachlage

infrage kommen — reichsrechtlichen Versergungsvorsehriften

angewendet werden sind° Dieses Versorgungsrecht hat nach der

Eingliederung des Saarlandes in die Bundesrepublik Deutsch-

land zunächst, nämlich bis zur Einführung des BVG„ weiter ge«

gelten und ist Bundesrecht im Sinne des 5 162 Abs„ 2 SGG ge—
worden (@@}, 5 des Gesetzes über die Eingliederung des Saar-

landes vom 230 De2ember 1956 — BGBl I so 1011 — iVm Art„ 74

Nro 10 des Grundgesetzes —vgl„ BSG 26, 84‚ 85)0 War aber
vor dem 1° Juni 1960 der Unfall des Klägers nach dem damals

im Saarland in Kraft befindlichen Versorgungsrecht zu beur—
teilen, war ein etwaiger An5pruch auf Unfallentschädigung‚

wie die Vorinstanzen zutreffend angenommen haben„ nach @ 541

Nr„ 9 BVG aF ausgeschlossen° Wie der erkennende Senat entschieu

den hat (BSG 23,79‚82)‚ hat diese durch die Verordnung vom
160 April 1945 (BGBl I So 267) rückwirkend zum 10 Januar 1942

in die RVO eingefügte Vorschrift zwar spätestens mit dem In-

krafttreten des BVG ihre Gültigkeit verloren„ Der Zeitpunkt
ihres Außerkra£ttretens kann infolge der verschiedenartigen

Entwicklung, die das Versergungsrecht nach 1945 in den ein=

zelnen Teilen Deutschlands genommen hat, unterschiedlich sein„

Da im Saarland das reichsrechtliche Versorgungsrecht im we—

sentlichen weiter gegelten hat und € 541 Nr° 9 BVG aF nicht
ausdrücklich aufgehoben werden ist, war diese Vorschrift bis

zur Einführung des BVG im Saarland in Kraft„ Somit hat der
Kläger auch für die Zeit vor dem 10 Juni 1960 keinen Anspruch

auf Unfallentsehädigung‚ weil ihm? worauf % 541 Nr„ 9 EVO aF
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abstelltS bis zu diesem Zeitpunkt Fürsorge und Versorgung nach

5 12 a der 10 DVO zum Luftschutzgesetz iVm der Personenschä»

denverordnung "gewährleistet" war (vgl° hierzu Grundsätzliche

Entscheidung Nr; 11 des BayLVAmts, BayernAmtsblo 1949„ 116,
118; Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung‚ standg 20 und

3„ Nachtrag; Band II, So 479„ 487)°

Dem steht nicht entgegen‚ daß in 5 16 der 1„ DVO zum Luft=

schutzgesetz auf die Vorschriften der EVO über die Unfallver—

sicherung der im Luftschutzdicnst tätigen Personen‚ insbesonde—

re auf 5 557 Nr„ 4 EVO ("Personen, die einen über das algemcine
luftschutzmäßige Verhalten hinausgehenden Dienst im Luftschutz

lcistena sofern sie durch die hierzu berufenen Stellen heran—

gezogcn sind oder Gefahr im Ver2ugc ist, ferner Amtsträger

des Reichsluftschutzbundes während ihrer Tätigkeit für den

Luftschutz") verwiesen ist„ Für diesen Personenkreis wird

der Unfallvcrsicherungsschutz nach Maßgabe der @@541 Nr„ 9

R C und 54 BVG ausgeschlosseno

Deshalb war die Revision zurückzuweisen„

Die Kostenentscheidung stützt sich auf S 193 SGG°
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